
1SGB IV, § 18, Abs.1:
»Bezugsgröße im Sinne der Vorschriften für die Sozialversicherung ist, soweit in den besonderen Vor-
schriften für die einzelnen Versicherungszweige nichts Abweichendes bestimmt ist, das Durchschnitts-
entgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im vorvergangenen Kalenderjahr, aufgerundet aus den
nächsthöheren, durch vierhundertzwanzig teilbaren Betrag.«
222. Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung
§ 1  Zusage des Arbeitgebers auf betriebliche Altersversorgung
2) Betriebliche Altersversorgung liegt auch vor, wenn
1. der Arbeitgeber sich verpflichtet, bestimmte Beiträge in eine Anwartschaft auf Alters-, Invaliditäts- oder

Hinterbliebenenversorgung umzuwandeln (beitragsorientierte Leistungszusage),
2. der Arbeitgeber sich verpflichtet, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Alters-

versorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen und
für Leistungen zur Altersversorgung das planmässig zuzurechnende Versorgungskapital auf der
Grundlage der gezahlten Beiträge (Beiträge und die daraus erzielten Erträge), mindestens die Summe
der zugesagten Beiträge, soweit sie nicht rechnungsmässig für einen biometrischen Risikoausgleich
verbraucht wurden, hierfür zur Verfügung zu stellen (Beitragszusage mit Mindestleistung) oder

3. künftige Entgeltansprüche in eine wertgleiche Anwartschaft auf Versorgungsleistungen umgewandelt
werden (Entgeltumwandlung).

3§ 1a  Anspruch auf betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung. 
1) 1Der Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen künftigen Entgeltansprüchen bis

zu 4 vom Hundert der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden.
2Die Durchführung des Anspruchs des Arbeitnehmers wird durch Vereinbarung geregelt. 3Ist der
Arbeitgeber zu einer Durchführung über einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse (§ 1 b Abs. 3)
bereit, ist die betriebliche Altersversorgung dort durchzuführen; andernfalls kann der Arbeitnehmer
verlangen, dass der Arbeitgeber für ihn eine Direktversicherung (§ 1 b Abs. 2) abschließt. 
4Soweit  der Anspruch geltend gemacht wird, muss der Arbeitnehmer jährlich einen Betrag in Höhe
von mindestens einem Hundertsechzigstel der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch für seine betriebliche Alterversorgung verwenden . 5Soweit der Arbeitnehmer Teile sei-
nes regelmässigen Entgelts für betriebliche Altersversorgung verwendet, kann der Arbeitgeber verlan-
gen, dass während eines laufenden Kalenderjahres gleich bleibende monatliche Beträge verwendet
werden.

2) Soweit eine durch Entgeltumwandlung finanzierte betriebliche Altersversorgung besteht, ist der
Anspruch des Arbeitnehmers auf Entgeltumwandlung ausgeschlossen. 

3) Soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwandlung für betriebliche Altersversorgung
nach Absatz 1 hat, kann er verlangen, dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach den 
§§ 10a, 82 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes erfüllt werden, wenn die betriebliche Altersversorgung
über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgeführt wird.

4Einkommensteuergesetz EStG
§ 10 a1) Zusätzliche Altersvorsorge. 
1) 1In der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte können Altersvorsorgebeiträge (§ 82) zuzüglich

der dafür nach Abschnitt XI zustehenden Zulage 
in den Veranlagungszeiträumen 2002 und 2003 bis zu 525 Euro,
in den Veranlagungszeiträumen 2004 und 2005 bis zu 1050 Euro,
in den Veranlagungszeiträumen 2006 und 2007 bis zu 1575 Euro,
ab dem Veranlagungszeitraum 2008 jährlich bis zu 2100 Euro
als Sonderausgaben abziehen. 2Für Versicherungspflichtige nach dem Gesetz über die Alterssicherung der
Landwirte, die im Veranlagungszeitraum nicht auch in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversi-
chert sind, gilt Satz 1 entsprechend. 3Personen, die wegen Arbeitslosigkeit bei einem inländischen Arbeits-
amt als Arbeitsuchende gemeldet sind und der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung nicht unter-
liegen, weil sie eine Leistung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch nur wegen des zu berücksichtigen-
den Einkommens oder Vermögens nicht beziehen, stehen Pflichtversicherten gleich. 4Satz 1 gilt nicht für
Pflichtversicherte, die kraft zusätzlicher Versorgungsregelung in einer Zusatzversorgung pflichtversichert
sind und bei denen eine der Versorgung der Beamten ähnliche Gesamtversorgung aus der Summe der
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzversorgung gewährleistet ist.

2) 1Ist der Sonderausgabenabzug nach Absatz 1 für den Steuerpflichtigen günstiger als der Anspruch auf die
Zulage nach Abschnitt XI, erhöht sich die unter Berücksichtigung des Sonderausgabenabzugs ermittelte
tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf Zulage. 2In den anderen Fällen scheidet der Sonder-
ausgabenabzug aus. 3Die Günstigerprüfung wird von Amts wegen vorgenommen; hierbei sind zur
Berücksichtigung eines Kindes immer die Freibeträge nach § 32 Abs. 6 abzuziehen.

3) 1Der Abzugsbetrag nach Absatz 1 steht im Falle der Veranlagung von Ehegatten nach § 26 Abs. 1 jedem
Ehegatten unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 gesondert zu. 2Gehört nur ein Ehegatte zu dem nach
Absatz 1 begünstigten Personenkreis und ist der andere Ehegatte nach § 79 Satz 2 zulageberechtigt, sind
bei dem nach Absatz 1 abzugsberechtigten Ehegatten die von beider Ehegatten geleisteten Altersvorsorge-
beiträge und die dafür zustehenden Zulagen bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 zu berücksichtigen.

4) 1Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 stellt das Finanzamt die über den Zulageanspruch nach Abschnitt XI hin-
ausgehende Steuerermäßigung gesondert fest und teil diese der zentralen Stelle (§ 81) mit: 
§ 10 d Abs. 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 2Sind Altersvorsorgebeiträge zu Gunsten von mehreren
Verträgen geleistet worden, erfolgt die Zurechnung im Verhältnis der nach Absatz 1 berücksichtigten
Altersvorsorgebeiträge. 3Ehegatten ist der nach Satz 1 festzustellende Betrag auch im Falle der Zusam-
menveranlagung jeweils getrennt zuzurechnen; die Zurechnung erfolgt im Verhältnis der nach Absatz 1
berücksichtigten Altersvorsorgebeiträge. 4Die Übermittlung an die zentrale Stelle erfolgt unter Angabe der
Vertrags- und Steuernummer.

5) 1Der Steuerpflichtige hat die zu berücksichtigenden Altersvorsorgebeiträge durch eine vom Anbieter auszu-
stellende Bescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck nachzuweisen. 2Die übrigen Voraus-
setzungen für den Sonderausgabenabzug nach den Absätzen 1 bis 3 werden im Wege des automatisierten
Datenabgleichs nach § 91 überprüft.

§ 821) Altersvorsorgebeiträge.
2) 1Zu den Altersvorsorgebeiträgen gehören auch die aus dem individuell versteuerten Arbeitslohn des Arbeit-

nehmers geleisteten Zahlungen in einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung,
wenn diese Einrichtungen für den Zulageberechtigten eine lebenslange Altersversorgung im Sinne des § 1
Abs. 1 Nr. 4 und 5 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes gewährleisten. 2§ 3 des Gesetzes zur
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung steht dem vorbehaltlich des § 93 nicht entgegen.

Tarifvertrag
über die betriebliche Altersversorgung

Zwischen dem Arbeitgeberverband der Verlage und
Buchhandlungen Berlin-Brandenburg e.V.,
Lützowstraße 33, D-10785 Berlin

und der Gewerkschaft ver.di e.V.
Landesbezirk Berlin-Brandenburg, 
Köpenicker Straße 55, D-10179 Berlin

wird folgender Tarifvertrag über die 
betriebliche Altersversorgung geschlossen:



§ 1  Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für alle Angestellten, Arbeiter und die in einem Ausbildungsverhältnis
stehenden Personen des herstellenden und verbreitenden Buchhandels in Berlin.

§ 2  Grundsatz der Entgeltumwandlung

Die Vorschriften dieses Tarifvertrages regeln die Entgeltumwandlung zum Zwecke der
Altersversorgung.

§ 3  Anspruch

Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen haben im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen
einen Anspruch, tarifliche Entgeltbestandteile zugunsten einer Versorgungszusage zum
Zwecke der Altersversorgung umzuwandeln.

§ 4  Entgeltumwandlung

1. Der/die Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin kann verlangen, dass seine/ihre künftigen tariflichen
Ansprüche auf

– zusätzliche Leistung nach § 8 MTV
– vermögenswirksame Leistungen nach dem Tarifvertrag über vermögenswirksame

Leistungen vom 30. September 1991 (Tarifgebiet Berlin West)

vollständig oder teilweise in eine Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung umgewan-
delt werden.
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung können andere Entgeltbestandteile für die
Entgeltumwandlung freigegeben werden. Sofern kein Betriebsrat besteht, ist dies auch
durch eine freiwillige Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien möglich. Bei der
Entgeltumwandlung dürfen 1/160 der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 11 des IV. Buches
Sozialgesetzbuch nicht unterschritten werden.

2. Das umzuwandelnde Entgelt entsteht unabhängig von der jeweiligen tariflichen Regelung
zum 30.11. als Jahreseinmalbetrag

§ 5  Zusageform

Wird die betriebliche Altersversorgung über eine Direktversicherung, eine Pensionskasse 
oder einen Pensionsfonds durchgeführt, wird eine Beitragszusage mit Mindestleistung gemäß
§ 1 Abs. 2 BetrAVG2 erteilt.

§ 6  Durchführungswege

1. Der Arbeitgeber kann jeden nach dem Betriebsrentengesetz zulässigen Durchführungsweg
der betrieblichen Altersversorgung anbieten. 
Im Weiteren gilt § 1a BetrAVG3 in der Fassung vom 26.9.2001.

Bietet der Arbeitgeber einen bestimmten, nach §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG4 förderfähigen
Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung an, so kann der/die
Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin nur diesen wählen.

Der Arbeitgeber kann dem/der Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin anbieten, die Umwandlung in
einer bestehenden Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung durchzuführen; ist dieser
Weg nicht förderfähig gemäß §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG, muß der Arbeitgeber zusätzlich einen
förderfähigen Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung (Pensionskasse,
Pensionsfonds, Direktversicherung, Direktzusage und Unterstützungskasse) anbieten.

Die Auswahl der/des Vertragsunternehmen/s obliegt dem Arbeitgeber.

2. Sofern im Fall der Direktversicherung und der Pensionskasse der Altersvorsorgebetrag mit
pauschaler Lohnsteuer belastet ist, wird diese vom/von der Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin
getragen.

§ 7  Ausschluß

Der Anspruch nach § 4 ist ausgeschlossen, soweit es für denselben Zeitraum von einem ande-
ren Arbeitgeber bereits erfüllt worden ist.

§ 8  Antrag / Verfahren

1. Der Antrag auf betriebliche Altersversorgung oder Änderungsanträge sind spätestens zwei
Monate vor dem 1. des Monats, zu dem die Vereinbarung über die betriebliche
Altersversorgung bzw. die Änderung in Kraft treten sollen, schriftlich geltend zu machen.

2. Die Vereinbarung über die betriebliche Altersversorgung bedarf der Schriftform.

3. Der/die Arbeitnehmer/Arbeitnehmerin ist an diese Entscheidung für ein Kalenderjahr
gebunden.

§ 9  Fälligkeit

Die Altersvorsorgebeiträge sind zum 30.11. eines jeden Jahres fällig.

§ 10  Unverfallbarkeit

Für die Unverfallbarkeit der Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung gelten die gesetzlichen
Vorschriften.

§ 11  Bestehende Regelungen zur Altersversorgung

Unberührt bleiben bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages bestehende Betriebsvereinbarungen oder
Individualvereinbarungen zur betrieblichen Altersversorgung sowie Anwartschaften aus solchen, es
sei denn, es werden von den jeweiligen Parteien abweichende Vereinbarungen getroffen.

§ 12  Inkrafttreten und Laufdauer

1. Dieser Tarifvertrag tritt rückwirkend zum 1. Januar 2002 in Kraft. Er kann schriftlich mit einer
Frist von sechs Monaten zum Jahresende gekündigt werden, erstmals zum 31.12.2008.

2. Bei Veränderungen der zu Grunde liegenden gesetzlichen Regelungen nehmen die
Tarifvertragsparteien unverzüglich Beratungen über notwendige Anpassungen dieses
Tarifvertrages auf. Sind wesentliche gesetzliche Rahmenbedingungen berührt (beispielsweise bei
steuer- oder abgabenrechtlichen Bedingungen), kann er mit einer Frist von drei Monaten zum
Monatsende gekündigt werden.

Berlin, den 9. Juli 2002

Arbeitgeberverband der Verlage und Buchhandlungen Berlin-Brandenburg e.V.
gez. Manfred Gast

ver.di e.V.
Landesverband Berlin-Brandenburg
gez. Andreas Köhn gez. Sabine Zimmer


